
Die Bielefelder Initiative für sozialökologische Stadtentwicklung (BISS), das 
Sozialforum Bielefeld und der ökologische Verkehrsclub VCD-OWL haben 
den Rat der Stadt aufgefordert, diese Resolution zur Restitution (Wiederein-
setzung alter Rechtsverhältnisse) zu verabschieden:

Die Bundesregierung, insbesondere der Bundes­
finanzminister Olaf Scholz, werden aufgefordert, 
die ursprünglichen Eigentumsverhältnisse an den 

Liegenschaften der Stadt Bielefeld (Kasernengelände) 
wiederherzustellen, die dem Deutschen Reichswehr­

fiskus im sitten-, rechts- und völkerrechtswidrigen 
Garnisonsvertrag vom 25.07.1935 übereignet wurden.

In diesem Vertrag erklärte das Deutsche Reich die Absicht, eine Garnison 
in Bielefeld anzusiedeln. Als »Entgelt für die ihr und der Bürgerschaft aus 
der Garnisonsbelegung erwachsenden Vorteile« übereignete die gleich
geschaltete Führung der Stadt Bielefeld unter Fritz Budde (NSDAP) neben 
anderen Grundstücken die beiden Kasernengelände an der Oldentruper 
und Detmolder Straße (Rochdale + Catterick) unentgeltlich dem Deutschen 
Reich und übernahm weitere Verpflichtungen.

Der Garnisonsvertrag diente eindeutig 
der Kriegsvorbereitung und verstieß damit 

gegen geltendes Recht und Völkerrecht.
Nach Ende des Krieges, bei dem große Teile der Stadt zerstört wurden, 
gingen die Gelände ins Eigentum der Bundesrepublik Deutschland als 
Rechtsnachfolger des Deutschen Reichs über. Sie wurden bis zum Abzug der 
Britischen Rheinarmee 2020  militärisch genutzt.

Die Stadt braucht die Kasernen 
für Wohnen und Gewerbe.

Obwohl die Stadt Bielefeld schon frühzeitig bekannt gegeben hatte, dass 
sie beide Gelände für Wohnen, Gewerbe und städtische Infrastruktur drin-

gend benötigt, beansprucht der Bund unter Berufung auf diesen Garnisons-
vertrag das Catterick-Gelände für Bundeseinrichtungen. 

Ohne Rücksprache mit den im Rat vertretenen Parteien und unter Um
gehung der Bürgerbeteiligung (Runder Tisch Konversion) unterzeichnete OB 
Pit Clausen einen »Letter of Intent«, mit der Bundesanstalt für Immobilien
angelegenheiten (BImA). Für die völlig unverbindliche Erklärung des Bun-
des, die Rochdale-Kaserne der Stadt zur Nutzung überlassen zu wollen, 
verzichtet die Stadt auf ihre starke Rechtsposition, die zukünftige Nutzung 
und Gestaltung der Catterick-Kaserne in die eigene Hand zu nehmen.

Selbst wenn der Bund seine Zusagen einhält, Catterick nur 3 Jahre für die 
Bundespolizei zu nutzen und Rochdale der Stadt zur Verfügung zu stellen, 
müsste sie diese von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) zu 
von Gutachtern festgelegten Preisen zurückkaufen und – möglicherweise 
jahrelang – um eine Abfindung streiten.

Die BImA untersteht der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesfinanzministe-
riums. Mit der weiteren Nutzung durch den Bund oder einen Rückkauf der 
Liegenschaften durch die Stadt Bielefeld wäre der Bund Profiteur eines 
völkerrechtswidrigen, das Vermögen der Stadt Bielefeld veruntreu-
enden Nazi-Vertrages!

Das kann nicht Recht sein! 
Die ursprünglichen Eigentumsverhältnisse an den Kasernengeländen müs-
sen unverzüglich wiederhergestellt werden!
Am 19.05.2021 berät der Bürgerausschuss unsere Resolution. Unterstützen 
Sie unsere Forderung, indem Sie die im Rat vertretenen demokratischen Par-
teien auffordern, ihr zuzustimmen.

Rückgabe der Kasernen jetzt!

https://biss.buerger-initiative.org/

Die Resolution und
weitere Infos zum
Garnisonsvertrag 
sind auf unserer

Website zu finden.

https://biss.buerger-initiative.org/unser-banner-ist-seit-8-mai-2021-zu-sehen/

